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An den  
Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
Herrn Hans Wilhelm Kisch 
Im Rathaus 
35102 Lohra 

Lohra,6.4.2020 
 

Antrag der CDU-Fraktion für die nächste Sitzung der 
Gemeindevertretung, hier: Erlass von Kita-Gebühren im Rahmen der 
Corona-Krise 
 
 
Die Gemeindevertretung möge beschließen:  
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Kita-Gebühren für den Zeitraum der Corona – 
Krise auszusetzen. Die Aufhebung der Gebührenzahlung durch die Eltern soll ab dem 
16.03.2020 auch rückwirkend gelten.  Es sollen hierbei nur die Elternteile berücksichtigt 
werden, welche nicht unter die Sonderbetreuungsregel fallen, welche vom Land Hessen 
beschlossen wurde. Gleichzeitig soll der Gemeindevorstand sich beim Land Hessen dafür 
einsetzen, dass in diesem Punkt ggf. durch die Landesregierung ein finanzieller Schaden für 
die Kommune abgewendet werden kann. .  
  
Begründung 
 Die Corona – Pandemie trifft unser Bundesland Hessen seit dem 16.03.2020 massiv und geht 
mit diversen Entscheidungen einher, welche Auswirkungen auf unsere Gemeinden und deren 
Bewohner hat. Die Anordnung der Landesregierung, dass seit dem 16.03.2020  
Kindertagesstätten und Gruppen im U3 und Ü3 Bereich nicht mehr für alle Berufsgruppen in 
Anspruch genommen werden dürfen, hat zur Folge, dass viele Elternteile aktuell zuhause 
bleiben und die Kinder betreuen müssen. In diesem Zusammenhang ist zusätzlich zu 
Kurzarbeit oder sonstige Mindereinnahmen eine finanzielle Belastung  von vielen Familien 
nicht auszuschließen, da Gehälter entfallen oder minimiert werden. Wir sehen es als unsere 
Pflicht an, mit den Mitteln, welcher eine Kommune zur Verfügung stehen, dazu beizutragen, 
dass den betroffenen Familien zumindest in diesem Bereich eine Entlastung zugutekommt.  
  
 

 
 
 



 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 


